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Bebauungsplan „Aubweg-Mitte“ der Stadt Weikersheim  
mit den dazugehörigen örtlichen Bauvorschriften 

Durchführung einer Beteiligung der Öffentlichkeit 
nach § 3 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 

 
Der Gemeinderat der Stadt Weikersheim hat am 23.07.2026 in öffentlicher Sitzung den 
Entwurf des Bebauungsplans der Innenentwicklung nach §13a BauGB „Aubweg-Mitte" mit 
den Örtlichen Bauvorschriften gebilligt und beschlossen, diese nach § 3 Abs. 2 BauGB 
öffentlich auszulegen. 
 
Das Plangebiet befindet sich in Weikersheim und umfasst die Flurstücke 2629 und 2632/14 
mit einer Größe von ca. 1.858 m2.  
 

 
Für den Planbereich ist das Plankonzept der Klärle - Gesellschaft für Landmanagement und 
Umwelt mbH vom 23.07.2026 maßgebend. 
 
Für den Bebauungsplan der Innenentwicklung nach §13a BauGB „Aubweg-Mitte“ ist kein 
Umweltbericht erforderlich. Es wurde eine Potenzialanalyse angefertigt, die ebenfalls 
öffentlich ausliegt. 
 
Entsprechend den Bestimmungen des § 3 Abs. 2 BauGB liegt der Entwurf des 
Bebauungsplans 
 

vom 10.08.2026 bis einschließlich 11.09.2026 
 
im Bauamt der Stadt Weikersheim (Marktplatz 7) während der üblichen Dienststunden zur 
Einsichtnahme aus.  
 



Der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen sind 
zusätzlich im Internet unter 
 

• https://weikersheim.de/buergerservice--politik/aktuelle-meldungen--
amtsblatt/oeffentliche-bekanntmachungen    sowie unter  
 

• www.klaerle.de/behoerdenbeteiligung eingestellt. 
 
Für den Fristlauf sind die in die Frist fallenden allgemein arbeitsfreien Tage (d. h. auch 
Feiertage) unschädlich.  
 
Während der Auslegungsfrist besteht die Möglichkeit, Stellungnahmen zum Entwurf 
elektronisch unter der E-Mail-Adresse: bauamt@weikersheim.de und bei Bedarf schriftlich 
oder mündlich zur Niederschrift bei der Stadt Weikersheim, Marktplatz 7, 97990 
Weikersheim und beim Planungsbüro Klärle - Gesellschaft für Landmanagement und Umwelt 
mbH, Bachgasse 8, 97990 Weikersheim abzugeben. 
 
Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den 
Bebauungsplan (einschließlich örtlicher Bauvorschriften) gemäß § 3 Abs.2 Satz 4 Nr. 3 
BauGB unberücksichtigt bleiben. 
 
Einsichtnahme in die Planunterlagen ist während der Öffnungszeiten der Stadtverwaltung 
(Montag & Donnerstag 8 – 12 Uhr und 13.30 – 17 Uhr, Dienstag 13.30 – 18 Uhr, Mittwoch 8 
– 12 Uhr, Freitag 8 – 13 Uhr) sowie außerhalb der Öffnungszeiten, aber während der 
allgemeinen Dienststunden der Stadtverwaltung nach Terminvereinbarung möglich. Dort wird 
über die Ziele und Zwecke der Planung informiert. Es besteht Gelegenheit zu Äußerung und 
Erörterung. 
 
 
Weikersheim, 28.07.2026 
gez. Nick Schuppert, Bürgermeister 
 
 
Datenschutz: 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 
Buchstabe e (DSGVO) i.V. mit § 3 BauGB und dem LDSG. Sofern die Stellungnahme ohne 
Absenderangaben abgegeben wird, erhält der Absender keine Mitteilung über das Ergebnis 
der Prüfung. 
 

https://weikersheim.de/buergerservice--politik/aktuelle-meldungen--amtsblatt/oeffentliche-bekanntmachungen
https://weikersheim.de/buergerservice--politik/aktuelle-meldungen--amtsblatt/oeffentliche-bekanntmachungen
http://www.klaerle.de/behoerdenbeteiligung
mailto:bauamt@weikersheim.de
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Entwurf
Bebauungsplan `Aubweg-Mitte´
gem. §13a BauGB

Gemarkung Weikersheim
Stadt Weikersheim
Main-Tauber-Kreis

Stand: 23.07.2026

15m0

M 1:500

I. Zeichnerische Festsetzungen

1. Maß der baulichen Nutzung (§9(1)1. BauGB)
Füllschema der Nutzungsschablone:

Siehe Eintragungen in der Nutzungsschablone

2. Baugrenze (§9(1)2. BauGB)
Baugrenze = überbaubare Grundstücksfläche

3. Verkehrsflächen  (§9(1)11. BauGB)
Straßenverkehrsfläche

Fußweg

4. Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen

Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§9(1) 24.

BauGB)
Lärmschutzwand 

5. Sonstige Planzeichen
Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans (§9(7) BauGB)

Fläche für Garagen

Bezugshöhe

II. Kennzeichnungen und nachrichtliche Übernahmen
Wasserleitung

Abwasserleitung

Leitungsrecht (§9(1) 21. BauGB) zugunsten der Stadt Weikersheim

Gasleitung mit Schutzstreifen

III. Zeichnerische Hinweise
 Flurstücksgrenze

Flurstücksnummern bestehender Flurstücke

Bemaßung

Planunterlagen:
ALK-Daten (April 2026)

Der Bebauungsplan `Aubweg-Mitte´ besteht aus dem vorliegenden Kartenteil, den planungsrechtlichen
Festsetzungen und den örtlichen Bauvorschriften als separate Satzung.

111

max. Traufhöhe über Bezugspunkt

10.0

Quelle: Geoportal Baden-Württemberg

IV. Verfahrensvermerke
1. Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom 18.09.2025 gemäß §2(1) BauGB die Aufstellung des

Bebauungsplans beschlossen. Der Aufstellungsbeschluss wurde am __.__.____ ortsüblich bekannt
gemacht.

2. Zu dem Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom __.__.____ wurden die Behörden und
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß §4(2) BauGB in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____
beteiligt.

3. Der Entwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom __.__.____ wurde mit der Begründung gemäß
§3(2) BauGB in der Zeit vom __.__.____ bis __.__.____ öffentlich ausgelegt.

4. Die Stadt Weikersheim hat mit Beschluss des Gemeinderats vom __.__.____ den Bebauungsplan gem.
§10(1) BauGB in der Fassung vom __.__.____ als Satzung beschlossen.

______________________________
Stadt Weikersheim, den (Siegel)

______________________________
Bürgermeister Nick Schuppert

5. Es wird hiermit bestätigt, dass der Inhalt dieses Plans, der textlichen Festsetzungen mit örtlichen
Bauvorschriften, der Begründung (inklusive Umweltbericht) und der speziellen artenschutzrechtlichen
Prüfung mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des Gemeinderats übereinstimmt.

______________________________
Stadt Weikersheim, den (Siegel)

______________________________
Bürgermeister Nick Schuppert

6. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am __.__.____ gemäß §10(3) Halbsatz 2 BauGB
ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen
Dienststunden in der Gemeinde zu jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf
Verlangen Auskunft gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des
§44(3) Satz 1 und 2 sowie (4) BauGB und die §§214 und 215 BauGB wird hingewiesen.

______________________________
Stadt Weikersheim, den (Siegel)

______________________________
Bürgermeister Nick Schuppert

Grundflächenzahl

Dachform, Dachneigung

0,5

max. TH=6,5m

SD, DN 25°35°

Bauweise
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1 Rechtsgrundlagen 
 

 

1.1 Baugesetzbuch (BauGB) In der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 
(BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes 
vom 22. Dezember 2025 (BGBl. 2025 I Nr. 348)    

1.2 Baunutzungsverordnung 
(BauNVO) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 3. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176)  

1.3 Planzeichenverordnung 
(PlanZV) 

In der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), zu-
letzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 12. August 2025 
(BGBl. 2025 I Nr. 189)  

1.4 Landesbauordnung (LBO) 
 

In der Fassung vom 05. März 2010 (GBl. S. 357, ber. S.416), zuletzt 
geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 16. März 2026 (GBl. 
2026 Nr. 44) 

1.5 Gemeindeordnung Baden-
Württemberg (GemO) 

In der Fassung vom 24. Juli 2000 (GBl. S. 582, ber. 698), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Februar 2026 (GBl. 
2026 Nr. 13)   

 
2 Planungsrechtliche Festsetzungen  
(Textliche Festsetzungen) 
 

2.1 Maß der baulichen Nutzung  
 § 9(1)1 BauGB und §§ 16-21a BauNVO 

2.1.1 Grundflächenzahl  
§ 16(2)1 und §19 BauNVO 

 
2.1.2 Höhe baulicher Anlagen 
 § 16(2)4 und §18 BauNVO 

Siehe Eintragungen im Lageplan.  
Die Angaben sind Höchstgrenzen. 
 
Siehe Eintragungen im Lageplan. Die Angaben sind Höchstgren-
zen. 
Die Höhe des Bezugspunktes (HBP) ist im Lageplan angegeben 
und wird mit 233,0 m ü. NN festgesetzt. Von dieser Festsetzung 
kann maximal um ± 0,5 m abgewichen werden.   
Als Traufhöhe gilt das Maß vom Höhenbezugspunkt bis zum 
Schnittpunkt der Außenwand mit der Dachhaut bis zum oberen Ab-
schluss der Außenwand.  
Die Höhenangaben sind im Bauantrag durch die Höhe ü. NN dar-
zulegen.  

2.2 Bauweise, überbaubare Grundstücksfläche 
 § 9(1)2 BauGB u. § 22 BauNVO 

2.2.1 Bauweise 
 §22 BauNVO 

Siehe Eintragungen im Lageplan.  
Offene Bauweise.   

2.2.2 Überbaubare  
Grundstücksflächen  

 § 23 BauNVO 

Die überbaubaren Grundstücksflächen ergeben sich aus den Ein-
tragungen der Baugrenzen im Lageplan. 
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2.3 Stellplätze, Garagen, Car-
ports 

 § 9(1)4 BauGB und §12 BauNVO 

Stellplätze und Carports sind innerhalb und außerhalb der überbau-
baren Grundstücksfläche zulässig. Garagen sind innerhalb der fest-
gelegten Garagenfenster und innerhalb der überbaubaren Grund-
stücksfläche zulässig.  
Zwischen Garagen und öffentlichen Verkehrsflächen müssen, so-
fern die Garagen nicht im Hauptgebäude integriert sind, Zu- und 
Abfahrten von mindestens 5 m Länge vorhanden sein.  

2.4 Nebenanlagen 
 § 9(1)4 BauGB und §14 BauNVO 

Nebenanlagen sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren 
Grundstücksfläche zulässig.  
Zulässig sind Pergolen, Kinderspielplätze, Terrassen, Müllboxen 
sowie Gartenlauben und Geräteschuppen mit einem Volumen von 
40 m3. Kleintierhaltung ist im üblichen Maße eines allgemeinen 
Wohngebietes zulässig. 
Nebenanlangen müssen einen Abstand von mindestens 1,0 m zu 
öffentlichen Verkehrsflächen einhalten. Müllboxen oder vergleich-
bare Einrichtungen zur Unterbringung von Müllbehältern sind da-
von ausgenommen, sofern sie sich in die Einfriedungen integrieren.  

2.5 Verkehrsflächen  
 § 9(1)11 BauGB 

Entsprechend der Einzeichnungen im Lageplan. 
Die Erschließung der westlich gelegenen Grundstücke erfolgt über 
den bestehenden Aubweg jeweils von Süden und Norden. Die öst-
lich gelegenen Grundstücke werden über den parallel zur Johan-
nes-Kepler-Allee verlaufenden Alemannenweg erschlossen.     

2.6 Zisternen  
            § 9(1)14 BauGB 
 
 
 
 
 
2.7 Leitungsrechte 
 § 9(1)21 und (6) BauGB 

Für jedes Baugrundstück ist je eine Zisterne mit Retentions- und 
Speichervolumen zu errichten. Das Retentionsvolumen je Zisterne 
muss mindestens 4 m3 betragen. Das Retentionsvolumen muss 
sich nach einem Regenereignis über eine Kleinmengendrossel 
selbsttätig entleeren. Weiterhin ist mindestens 5 m³ Speichervolu-
men zum Auffangen von Regenwasser vorzusehen.  
 
Entlang der Straßen und Wege sind auf den privaten Grundstücks-
flächen sofern sie unmittelbar an diese öffentlichen Verkehrs- und 
Funktionsflächen angrenzen in einem Geländestreifen von 0,5 m 
Standorte für die Straßenbeleuchtung sowie Anlagen und Einrich-
tung für die Stromversorgung zu dulden. 
 
Zugunsten der Stadt Weikersheim werden entlang der dargestell-
ten Wasser- und Abwasserleitungen ein Leitungsrecht mit einer 
Breite von jeweils 1,5 m beidseits festgesetzt.  
Zugunsten der N-Ergie AG wird entlang der dargestellten Gaslei-
tung ein Leitungsrecht festgesetzt. Der Schutzsteifen der Gaslei-
tung beträgt 1,0 m beidseits.  
   

2.8 Gestaltung der von Be-
bauung freizuhaltenden 
Flächen 

 § 9(1)10 BauGB und § 74(1)3 LBO 

V5 Freiflächengestaltung 
Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind, soweit sie nicht für 
eine andere zulässige Nutzung benötigt werden, als Grünflächen 
mit offenem oder bewachsenem Boden anzulegen, gärtnerisch zu 
gestalten und dauerhaft zu pflegen. Es sind standortgerechte, mög-
lichst einheimische und teilweise beerentragende Pflanzen zu ver-
wenden. 
Flächenhafte Schottergärten sowie die Überdeckung unbebauter 
Flächen mit Kies, Split, Schotter oder vergleichbaren anorgani-
schen Materialien sind unzulässig. Wasserundurchlässige oder 
nicht durchwurzelbare Materialien (z. B. Folien oder Vlies) dürfen 
ausschließlich für die Anlage von Gartenteichen verwendet werden. 
 
Je Baugrundstück sind mindestens vier Gehölze neu zu pflanzen. 
Abgängige Bäume und Sträucher sind gleichwertig zu ersetzen. 
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Sämtliche festgesetzten Begrünungsmaßnahmen sind spätestens 
innerhalb eines Jahres nach Bezugsfertigkeit des Bauvorhabens 
umzusetzen und dauerhaft fachgerecht zu unterhalten. 
 

2.9 Maßnahmen zum Schutz, 
zur Pflege & Entwicklung 
von Natur und Landschaft 

            § 9 (1)20 BauGB 
 
 
  

Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung sind:  
 
V1 Zeitliche Beschränkung von Rodungen 
Gehölzfällungen sind nur im Zeitraum vom 1. Oktober bis 28. Feb-
ruar zulässig. Die Rodung der Wurzelstöcke erfolgt zum Schutz po-
tentiell überwinternder Haselmäuse dann im Frühjahr ab April.  
 
V2 Vergrämung Reptilien 
Als Vergrämungsmaßnahme für Reptilien werden vor Beginn der 
Baumaßnahme Totholz, Steine und Gehölze beseitigt (Zeitraum 
1.Oktober bis 28. Februar), um den Lebensraum unattraktiv zu ge-
stalten und eine Zuwanderung oder Eiablage zu verhindern. Wur-
zelstöcke werden dabei bis zum Ende der Winterruhe (Mitte April) 
im Boden belassen. Die Eingriffsfläche wird dauerhaft kurz gemäht, 
um den potentiellen Lebensraum unattraktiv für Reptilien zu gestal-
ten. 
Um das Tötungsrisiko für Reptilien zu minimieren, beginnen die 
Erdarbeiten im Zeitraum April bis Mitte/Ende Mai (bei Temperatu-
ren über 5°C) bzw. August bis Mitte/Ende September.  

 
V3 Vogelfreundliche Gebäudeplanung 
Durchsichten und Spiegelwirkungen von Glasscheiben sind zu re-
duzieren. Transparente Eckbereiche sind zu vermeiden. Der Ein-
satz strukturierter Gläser oder von geeigneten Markierungen redu-
ziert das Kollisionsrisiko. (Hinweis: Maßnahmen sind gemäß der 
österreichischen DIN ONR 191040 oder Broschüre „Vogelfreundli-
ches Bauen mit Glas und Licht“ (Schmid et al. 2022)). 
 
V4 Beleuchtung 
Es ist eine insektenfreundliche Beleuchtung zu verwenden (warm-
weiße LED-Leuchten mit geschlossenem Lampengehäuse, Leucht-
mittel bis 3.000 Lux). Bei der Außenbeleuchtung ist eine horizontale 
und nach oben gerichtete Abstrahlung unzulässig.  
 
V5 Freiflächengestaltung 
Siehe Nr. 2.8   
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2.10 Lärmschutz 
          § 9 (1) 24 BauGB  

Entlang der Johannes-Kepler-Allee werden Lärmschutzwände mit 
einer Höhe von 3,30 m festgesetzt. Die Höhe der aktiven Lärm-
schutzmaßnahme ist eine relative Höhe und bezieht sich auf das 
jeweilige Höhenniveau der angrenzenden Straße (Johannes-
Kepler-Allee). Von dieser Höhe kann in bautechnischer Abhängig-
keit zu den bestehenden Lärmschutzwänden um + 0,5 m abgewi-
chen werden.  
Die Lärmschutzwände sind absorbierend auszuführen, um Pe-
gelerhöhungen in der Schattenzone durch Mehrfachreflexionen 
entgegen zu wirken. Die Schallschutzwände haben einen Absorp-
tionsverlust von  aufzuweisen. 
 
Für schutzwürdige Bebauungen (Neubauten und Anbauten) sollten 
folgende schallpegelsenkende Maßnahmen realisiert werden:  

- Schalltechnisch günstige Gebäudeanordnung 
- Grundrissorientierung (Lüftung, Belichtung) und Lage der 

Außenwohnbereiche 
- Schallgedämmte Außenbauteile als passive Maßnahmen. 

 
Hinweis: Die Schallschutzmaßnahmen sind aus dem Bebauungs-
plan `Entlastungsstraße Nord´ übernommen.  

2.11 Ordnungswidrigkeiten 
 § 213 BauGB 

Ordnungswidrig handelt, wer die im Bebauungsplan festgesetzten 
Bindungen für die Erhaltung und die Bepflanzung mit Bäumen, 
Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen beseitigt, wesentlich be-
einträchtigt oder zerstört. 
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3 Hinweise 
 

3.1 Bodenschutz Jeder, der auf den Boden einwirkt, hat sich so zu verhalten, dass 
schädliche Bodenveränderungen nicht hervorgerufen werden (§ 4 
BBodSchG).  

Sämtlicher auf dem Gelände befindlicher Oberboden (Mutterbo-
den), der für die Bebauung abgetragen werden muss, ist von Ar-
beitsbeginn in der anstehenden Tiefe zu sichern und nach Möglich-
keit innerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes zu ver-
werten (Schutz des Mutterbodens gemäß § 202 BauGB). Der 
Oberboden ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernich-
tung und Vergeudung zu schützen. Bei erforderlichen Geländeauf-
schüttungen innerhalb des Baugebietes darf der Mutterboden des 
Urgeländes nicht überschüttet werden, sondern ist zuvor abzu-
schieben. Für Auffüllungen ist ausschließlich Aushubmaterial (Un-
terboden) zu verwenden. Der erforderliche Bodenabtrag ist scho-
nend und unter sorgfältiger Trennung von Mutterboden und Unter-
boden durchzuführen. Unnötiges Befahren oder Zerstören von Mut-
terboden auf verbleibenden Flächen ist nicht zulässig. 

Bodenaushub, welcher durch Bauvorhaben anfällt, soll vorrangig 
durch einen Erdmassenausgleich vor Ort verwendet werden. 

Ab einer voraussichtlich anfallenden Menge von mehr als 500 Ku-
bikmeter Erdaushub ist dem Landratsamt Main-Tauber-Kreis ein 
Abfallverwertungskonzept vorzulegen.  

3.2 Altlasten Im Plangebiet sind keine Altablagerungen bekannt. Sollte dennoch 
bei Erdarbeiten belasteter Boden angetroffen werden, so ist unver-
züglich das Umweltamt im Landratsamt Main-Tauber-Kreis zu be-
nachrichtigen und die Arbeiten im betroffenen Bereich einzustellen. 

3.3 Brauchwasser/Trinkwasser-
anlagen 

Sofern Regenwasser oder Brauchwasser (z. B. zur Toilettenspü-
lung) verwendet werden soll, ist sicherzustellen, dass keine Quer-
verbindung zum Trinkwassersystem besteht. Es ist wirksam zu ver-
hindern, dass Regenwasser in das öffentliche Trinkwassersystem 
gelangt. Die Installation muss entsprechend der Trinkwasserver-
ordnung (TrinkwV) und den Bestimmungen der DVGW-Regel-
werke in der jeweils gültigen Fassung ausgeführt werden. Die 
Brauchwasserleitung und deren Entnahmestellen sind dauerhaft zu 
kennzeichnen (§ 13 Abs. 4 TrinkwV).  
Auf die Anzeigepflicht beim Gesundheitsamt, in Bezug auf die Er-
richtung oder Stilllegung von Nichttrinkwasseranlagen, wird hinge-
wiesen.   
Bei Planung, Bau und Betrieb von Trinkwasserversorgungsanlagen 
sind die technischen Regeln für Wasserverteilanlagen der DWGW 
- Regelwerke W 400 Teil 1-3 zu beachten. 

3.4 Kulturdenkmale  Bei Antreffen einer archäologischen Fundstelle im Plangebiet, wird 
auf die Meldepflicht gem. § 20 Denkmalschutzgesetz (DSchG) hin-
gewiesen. Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten 
archäologische Funde oder Befunde entdeckt werden, ist dies ge-
mäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbehörde oder 
der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerk-
zeuge, Metallteile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde 
(Gräber, Mauerreste, Brandschichten, auffällige Erdverfärbungen,  
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 etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der Anzeige 
in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmal-
schutzbehörde mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Zu-
widerhandlungen werden gem. §27 DSchG als Ordnungswidrigkei-
ten geahndet. Bei der Sicherung und Dokumentation archäologi-
scher Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bau-
ablauf zu rechnen. Ausführende Baufirmen sollten hierüber schrift-
lich in Kenntnis gesetzt werden.   

3.5 Starkregen/ Überflutung 
 
 
 
 
 
3.6 Baumpflanzungen  
 
 
 
 
3.7 Geothermie 

Der Objektschutz für neue Gebäude ist im Rahmen der architekto-
nischen Detailplanung zu berücksichtigen. Gegen Beeinträchtigun-
gen durch einen Oberflächenabfluss bei Starkregen, sind Keller 
(Fenster, Türen, Bauweise, etc.), Lichtschächte und sonstige Anla-
gen entsprechend baulich angepasst auszuführen.  
 
Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das `Merkblatt über 
Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen´ 
der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Aus-
gabe 2013; siehe insbesondere Abschnitt 6, zu beachten.  
 
Sofern die Wärmegewinnung mittels Geothermie geplant ist, ist da-
für eine separate Genehmigung beim Landratsamt Main-Tauber-
Kreis einzuholen.  

 

3.8 Planunterlagen Der Lageplan im M 1:500 wurde auf Basis der ALKIS-Daten durch 
die Klärle GmbH in Weikersheim erstellt. 

3.9 Bestandteile des Bebauungs-
planes 

Der Bebauungsplan `Aubweg-Mitte´ besteht aus den vorliegenden 
planungsrechtlichen Festsetzungen, dem Lageplan (zeichnerische 
Festsetzungen) und als separate Satzung den Örtlichen Bauvor-
schriften. Dem Bebauungsplan sind eine Begründung und eine Ha-
bitatpotentialanalyse beigelegt.  

 
 
 
Stadt Weikersheim, den  
 
  

 

Bürgermeister Nick Schuppert  
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1 Rechtsgrundlagen 
 

 

1.1 Landesbauordnung (LBO) 
 

In der Fassung vom 05.03.2010 (GBl. S. 358, ber. S.416) 
zuletzt geändert am 16.03.2026 (GBl. 2026 Nr. 44) 
 

2 Örtliche Bauvorschriften gem. § 74 LBO 
Entsprechend § 74 LBO werden zur Durchführung baugestalterischer Absichten folgende örtliche Bauvor-
schriften erlassen: 
 

2.1 Erneuerbare Energien  
 
 
2.2 Gestaltung der Außenanlagen 

Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien im Sinne § 74 (1) 
1 und 3 LBO sind allgemein zulässig.  

2.2.1 Stellplätze, Garagen, Zufahrten 
    § 37(1) und 74(2)2 LBO 

Stellplätze sowie Zufahrten zu Stellplätzen, Garagen und Ne-
bengebäuden sind aus versickerungsfähigen Materialien (z.B. 
Scherrasen, Schotterrasen, Rasenfugen-, Rasengitter- oder 
wasserdurchlässigen Pflastersteinen) herzustellen und mög-
lichst in die angrenzenden, privaten Grünflächen zu entwässern. 
Das Ableiten auf die öffentliche Verkehrsfläche ist nicht erlaubt.  
 
Bei Wohnungen bis zu 40 m2 Wohnfläche ist ein Stellplatz nach-
zuweisen. Bei Wohnungen über 40 m2 sind 1,5 Stellplätze not-
wendig.   
Die Stellplätze müssen unabhängig voneinander nutzbar sein. 

2.2.2 Einfriedungen / Lärmschutzwände 
             § 74 (1)1 und 3 LBO 

Einfriedungen der Flurstücke entlang von öffentlichen Verkehrs-
flächen sind nur bis max. 1,20 m Höhe über der angrenzenden 
öffentlichen Verkehrsfläche zulässig (ausgenommen Solar-
zäune).  
Die Verwendung von Stacheldraht ist unzulässig. 
 
Zur Vermeidung einer Fragmentierung von Kleinsäugerhabita-
ten soll die Umzäunung sockellos erfolgen und eine Bodenfrei-
heit von mindestens 20 cm aufweisen. 
 
Die Gestaltung der Lärmschutzwände hat sich an die bestehen-
den Lärmschutzwände entlang der Johannes-Kepler-Allee an-
zupassen.  

2.2.3 Außenantennen 
§ 74 (1)4 LBO  

Je Gebäude ist nur eine Außenantenne oder Parabolspiegel zu-
lässig.  
Parabolspiegel sind nur einfarbig und ohne Beschriftung zuläs-
sig. Bei diesen ist die Farbe zum Haus bzw. Dach abzustimmen.  

2.3 Gebäudegestaltung 
 § 74(1)1 LBO 

Die Verwendung leuchtender und reflektierender Materialien 
und Farben an und auf Gebäuden und sonstigen baulichen An-
lagen ist, mit Ausnahme von Sonnenkollektoren oder Solarzel-
len, nicht zulässig.  
Die Außenwände der Gebäude sind in gebrochenem weiß oder 
in hellen, gedeckten Farbtönen zu halten.   
Fassadenbegrünung ist zulässig.  
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2.4 Dachgestaltung  

2.4.1 Dachform und Dachneigung 
 § 74(1)1 LBO 

Für die Gebäude wird ein Satteldach mit einer Dachneigung von 
25 – 35° festgesetzt.   

2.4.2 Dacheindeckung und -farbe 
 § 74(1)1 LBO 

Zu verwenden sind rote bis rotbraune sowie graue oder anthra-
zitfarbene Dachziegel oder Dachsteine. Glänzende, leuchtende 
und reflektierende Materialien sind unzulässig. Metalleinde-
ckungen sind nur beschichtet zulässig.  
Flachdächer von Nebengebäuden sind ab einer Fläche von 20 
m², soweit es sich nicht um Terrassen handelt, vollständig zu 
begrünen oder mit Solarmodulen zu belegen. Eine Kombination 
der Dachbegrünung mit aufgeständerten Solaranlagen ist zuläs-
sig. Ausgefallene Pflanzen sind gleichwertig zu ersetzen. 

2.4.3 Solarenergie 
 § 74(1)1 LBO 

Sonnenkollektoren und Fotovoltaikanlagen sind allgemein zu-
lässig und reflexionsarm auszuführen. Ist die Dachfläche größ-
tenteils (mindestens dreiviertel der Fläche) mit Sonnenkollekt-
oren oder Fotovoltaikanlagen eingedeckt, sind für die verblei-
benden untergeordneten Flächen auch Metalleindeckungen zu-
lässig.  

2.5 Standplätze für Abfallbehälter  
               § 74(1)1,3 LBO 
 

 
2.6 Werbeanlagen 
 § 74(1)2 LBO 

Die Standplätze für Abfallbehälter sind, sofern nicht in den Ge-
bäuden integriert, durch Sichtblenden, Verkleidung, Bepflan-
zung allseitig und dauerhaft gegen Einblick abzuschirmen.  
 
Werbeanlagen sind nur am Ort der Leistung bis max. 1 m² 
Größe zulässig. Die Beleuchtung der Werbeanlagen ist unzu-
lässig.  
Werbeanlagen auf Dächern sind unzulässig. Fremdwerbung ist 
ebenfalls unzulässig.  

2.7 Ordnungswidrigkeiten  
§ 75 LBO 

Ordnungswidrig nach § 75 LBO handelt, wer den aufgrund von 
§74 LBO erlassenen örtlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt. 

 
 
 
 
 
 
Stadt Weikersheim, den  
 
 

 

Bürgermeister Nick Schuppert 
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1 Anlass und Ziel der Planung 
Anlass für die Aufstellung des Bebauungsplanes „Aubweg-Mitte“ ist die geplante Entwicklung einer seit 
vielen Jahren ungenutzten innerörtlichen Fläche zwischen der Johannes-Kepler-Allee und dem Aubweg. 
Die Stadt Weikersheim verfolgt das Ziel, zusätzlichen Wohnraum zu schaffen und dabei vorrangig bereits 
erschlossene, aber nicht genutzte, Flächen im Innenbereich zu nutzen. Durch die Aktivierung solcher 
Brachflächen kann die bestehende Siedlungsstruktur sinnvoll ergänzt werden, ohne neue Flächen im Au-
ßenbereich in Anspruch zu nehmen. 
Das Plangebiet liegt am Übergang zwischen der historischen Altstadt und den nordöstlich angrenzenden 
Wohngebieten und nimmt daher eine wichtige städtebauliche Funktion ein. Die betroffenen Grundstücke 
befinden sich sowohl in privatem als auch in städtischem Eigentum. 
Mit der Entwicklung des Gebietes wird ein weiterer Baustein der Innenentwicklung in diesem Stadtbereich 
umgesetzt. Durch die Nachverdichtung bereits erschlossener Flächen wird ein sparsamer und nachhaltiger 
Umgang mit Grund und Boden gefördert. 
Das Plangebiet wird derzeit von verschiedenen Bebauungsplänen erfasst. Um die zukünftige Bebauung 
und Gestaltung einheitlich zu regeln, wird ein neuer Bebauungsplan der Innenentwicklung gemäß § 13a 
BauGB aufgestellt. Ziel des Bebauungsplanes ist die gemeinsame Aktivierung der bislang brachliegenden 
Fläche für eine städtebaulich geordnete Wohnnutzung. Zum Schutz der Nachbarschaft und zur Einbindung 
in die vorhandenen örtlichen Strukturen werden Vorgaben zur Gestaltung der Gebäude und Freiflächen 
festgesetzt. Darüber hinaus werden die bereits in der Umgebung geltenden Anforderungen des Immissi-
onsschutzes berücksichtigt. 
Da es sich um eine innerörtliche Entwicklungsfläche mit bereits vorhandener Erschließung und einer be-
stehenden städtebaulichen Vorprägung handelt, wird der Innenentwicklung und dem sparsamen Flächen-
verbrauch ein besonderes Gewicht beigemessen. Die Belange des Naturschutzes werden dabei berück-
sichtigt, treten jedoch gegenüber dem Ziel der nachhaltigen Innenentwicklung zurück. 
 

2 Bebauungsplan nach §13a BauGB 
Durch die Änderung des Baugesetzbuches zum 01.01.2007 können Bebauungspläne der Innenentwick-
lung unter bestimmten Voraussetzungen im beschleunigten Verfahren durchgeführt werden. Gem. §13a 
BauGB ist dies zulässig, wenn der Bebauungsplan der Wiedernutzbarmachung von Flächen, der Nachver-
dichtung oder anderen Maßnahmen der Innenentwicklung dient. Diese Voraussetzungen sind beim vorlie-
genden Vorhaben aufgrund der Lage im Innenbereich gegeben. Die Aufstellung des Bebauungsplanes 
dient der Fortentwicklung vorhandener Bauflächen. Zudem wird der nach §13a BauGB vorgegebene 
Schwellenwert von 20.000 m² für die zulässige Grundfläche nicht überschritten.  
Im beschleunigten Verfahren wird von der Umweltprüfung gem. § 2 Abs. 4 BauGB und von dem Umwelt-
bericht gem. § 2a BauGB abgesehen. Von einer frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit sowie der Be-
hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange kann gem. § 13 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BauGB grundsätzlich 
im beschleunigten Verfahren abgesehen werden. 
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3 Plangebiet 
3.1 Lage, Größe und räumliche Abgrenzung  

Das Plangebiet liegt nördlich des Stadtkerns von 
Weikersheim. Es umfasst die Flurstücke 2629 und 
2632/14 mit einer Größe von 1.858 m².  
Das Plangebiet wird nach Osten durch die Johan-
nes-Kepler-Allee begrenzt. Nach allen anderen Sei-
ten ist das Plangebiet von Wohnbebauung umge-
ben. Der Aubweg verläuft westlich der Grundstücke 
und ist auf Höhe des Plangebiets unterbrochen, d.h. 
er besteht aus zwei endenden Einbahnstraßen.   
Das Flurstück Nr. 2629 wird landwirtschaftlich ge-
nutzt, das Flurstück 2632/14 besteht aus einem Gar-
ten mit Gehölzbestand.  
 
 
 
 
 
 
 
  
3.2 Städtebaulicher Entwurf  

Im Plangebiet sind im Rahmen einer innerörtlichen Nachverdichtung Neubauten von Wohnhäusern ge-
plant. Die Erschließung erfolgt im Westen über den Aubweg, im Osten über eine geplante Fortführung des 
Alemannenweges, der parallel zur Johannes-Kepler-Allee verläuft. Ein Lückenschluss im Aubweg erfolgt 
nicht, da sich die Bestandssituation als handhabbar erwiesen hat. Eine Durchgängigkeit würde mehr Ver-
kehr hervorgerufen und damit mehr Lärm und weniger Sicherheit für die Anwohner bedeuten. Insofern 
besteht kein Erfordernis und die nachbarschaftlichen Belange sind durch die Planung berücksichtigt.   
 
Die Planung hat zum Ziel eine innerörtliche Freifläche zu aktivieren und zu bebauen. Das Umfeld des 
Plangebiets ist bereits mit Wohngebäuden bebaut. Angesichts des Flächensparansatzes und des Ziels 
Grund und Boden mit einer kompakten verdichteten Bauweise bestmöglich zu nutzen, sind Zwei- und Mehr-
familienhäuser im Plangebiet explizit gewünscht. Das Ziel ist es, 10 Wohneinheiten zu realisieren. Aus 
gestalterischen Gründen, aus Gründen der gewollten Nachverdichtung als auch zum Nachbarschutz wur-
den planungsrechtliche Festsetzungen und örtliche Bauvorschriften getroffen, die ein verträgliches Bauen 
hinsichtlich des Einfügens in die Umgebungsbebauung gewährleisten. 
Aufgrund der Lage an einer übergeordneten Verkehrsachse wurde der Lärmschutz in den städtebaulichen 
Entwurf integriert.   
Der Grundgedanke besteht in einer möglichst `schlanken´ Bebauungsplanung, um eine flexible und be-
darfsorientierte Grundstücksnutzung zu gewährleisten. Durch ein großzügig festgelegtes Baufenster soll 
eine größtmögliche Flexibilität erreicht werden.  
 
 

4 Übergeordnete Planungen 
4.1 Bundesraumordnungsplan Hochwasser 

Der Länderübergreifende Raumordnungsplan für den Hochwasserschutz regelt folgendes:   
„Angesichts der großen Hochwasserschäden in den letzten beiden Jahrzehnten und angesichts des auf-
grund des Klimawandels größer werdenden Hochwasserrisikos – häufigere Starkregenereignisse, Meeres-
spiegelanstieg etc. – bedarf es nach Ansicht der Bundesregierung eines verbesserten Hochwasserschut-
zes in Deutschland. Im Koalitionsvertrag vom 12.03.2018 wurde daher unter anderem die Entwicklung ei-
nes länderübergreifenden Raumordnungsplans für den Hochwasserschutz beschlossen.   
Die Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen länderübergreifenden Hochwasserschutz 
(BRPHV) ist am 1. September 2021 in Kraft getreten.  
 

Abbildung 1: Topographische Karte mit Plangebiet,  
Quelle: LUBW 
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Hinsichtlich des Hochwasserrisikos sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen einschließlich 
der Siedlungsentwicklung die Risiken von Hochwassern nach Maßgabe der bei öffentlichen Stellen verfüg-
baren Daten zu prüfen; dies betrifft neben der Wahrscheinlichkeit des Eintritts eines Hochwasserereignis-
ses und seinem räumlichen und zeitlichen Ausmaß auch die Wassertiefe und die Fließgeschwindigkeit. 
Ferner sind die unterschiedlichen Empfindlichkeiten und Schutzwürdigkeiten der einzelnen Raumnutzun-
gen und Raumfunktionen in die Prüfung von Hochwasserrisiken einzubeziehen. Bei raumbedeutsamen 
Maßnahmen zum Hochwasserschutz sollen neben den fachrechtlich erforderlichen Belangen auch was-
serwirtschaftliche Erkenntnisse aus vergangenen extremen Hochwasserereignissen zugrunde gelegt wer-
den. Gleichfalls sollen die volkswirtschaftlichen Auswirkungen dieser Ereignisse zugrunde gelegt werden, 
soweit diesbezügliche Daten und Bewertungskriterien bekannt oder bei öffentlichen Stellen verfügbar sind.   
 
Die Auswirkungen des Klimawandels im Hinblick auf Hochwasserereignisse durch oberirdische Gewässer, 
durch Starkregen oder durch in Küstengebiete eindringendes Meerwasser sind bei raumbedeutsamen Pla-
nungen und Maßnahmen einschließlich der Siedlungsentwicklung nach Maßgabe der bei öffentlichen Stel-
len verfügbaren Daten vorausschauend zu prüfen. Raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen zum 
Hochwasserschutz sollen in mittelfristigen Zeiträumen im Hinblick auf die Auswirkungen des Klimawandels 
überprüft und gegebenenfalls angepasst werden.  
 
Raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen zum Hochwasserschutz sollen flussgebietseinheitsbezo-
gen in dem Umfang koordiniert werden, wie es nach ihrem Inhalt und Detaillierungsgrad angemessener-
weise verlangt werden kann. Insbesondere sollen die Auswirkungen der Planungen und Maßnahmen auf 
die Unterlieger und die Oberlieger berücksichtigt werden. Die Rückhaltung von Hochwässern soll Vorrang 
vor dem Bau von Hochwasserschutzanlagen in Fließrichtung wie Deichen haben, soweit dies mit dem 
integralen Ansatz des wasserwirtschaftlichen Hochwasserrisikomanagements – jeweils angepasst an die 
örtliche Situation – vereinbar ist.“  
 
Das Plangebiet liegt außerhalb von Hochwasser- und Überschwemmungsgebieten. In rund 260 m westli-
cher Entfernung verläuft die Tauber als Gewässer I. Ordnung. Die Flächen westlich der Tauber liegen im 
HQ100-Überschwemmungsgebiet.  
 
Die Stadt Weikersheim hat eine Analyse zum kom-
munalen Starkregenrisikomanagement erstellt. Die 
nebenstehende Karte zeigt die Überflutungstiefen 
bei einem extremen, verschlämmten Starkregener-
eignis. Hiervon ist der westliche Bereich des Plange-
bietes betroffen. Die Überflutungstiefe liegt südwest-
lich bei 0,05 – 0,1 m. Im nordwestlichen bis nördli-
chen Bereich bei 0,1 – 0,5 m.   
Aktuell ist das Plangebiet unversiegelt, weshalb die 
großflächige Versickerung des anfallenden Nieder-
schlagswassers gewährleistet ist. Mit der vorliegen-
den Planung wird der Versiegelungsgrad im Plange-
biet merklich zunehmen. Im Bereich der Gebäude 
und Fahrgassen findet eine Vollversiegelung statt. 
Stellplätze und Zufahrten zu Stellplätzen, Garagen 
und Nebengebäuden sind aus versickerungsfähigen 
Materialien herzustellen.  Mit der zunehmenden Ver-
siegelung verringert sich die Versickerung, der 
Oberflächenabfluss nimmt zu und damit das Hoch-
wasserrisiko bei Starkregenereignissen.  
In die planungsrechtlichen Festsetzungen wird da-
her der Hinweis aufgenommen, dass im Rahmen 
der architektonischen Detailplanung ein Objektschutz für die neuen Gebäude zu berücksichtigen ist.  
 
 

Abbildung 2: Überflutungstiefen laut kommunaler Starkregenge-
fahrenkarte, Quelle: LUBW 
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4.2 Regionalplan 

Die Stadt Weikersheim befindet sich als ausgewie-
senes Unterzentrum im Korridor der Landesentwick-
lungsachse gemäß LEP 2002: (Ellwangen) – Crails-
heim – Rot am See – Blaufelden/Schrozberg – Nie-
derstetten – Weikersheim – Bad Mergentheim – 
Lauda-Königshofen – Tauberbischofsheim – Wert-
heim – (Marktheidenfeld/Lohr) und an der Regiona-
len Entwicklungsachse Weikersheim – Ochsenfurt 
(Bayern).   
Im Zuge der Entwicklungsachsen ist zur Sicherung 
einer ausgewogenen Raumstruktur und zur Vermei-
dung einer flächenhaften Ausbreitung der Verdich-
tung die Siedlungsentwicklung in den Entwicklungs-
achsen, den zentralen Orten sowie den Siedlungs-
bereichen zu konzentrieren.  
Die Kernstadt Weikersheim ist als Gemeindeteil mit 
verstärkter Siedlungstätigkeit dargestellt.   
In der Raumnutzungskarte des Regionalplans Heil-
bronn-Franken 2020 ist das Plangebiet als `Sied-
lungsfläche Wohnen und Mischgebiet (überwiegend) 
(N)´ ausgewiesen.  
Ansonsten kommt dem Gebiet keine regionalplanerische Funktion zu.  
 
Gemäß Plansatz 2.4.0 Z (5) ist in einem Unterzentrum im ländlichen Raum eine Mindestbruttowohndichte 
von 45 EW/ha zugrunde zu legen. Im Plangebiet soll eine Bebauung mit verdichteter Bebauung in einem 
innerörtlichen Bereich entstehen. Geplant sind 10 Wohneinheiten.   
Folgende Annahmen werden für die Berechnung der Bruttowohndichte im Plangebiet angesetzt: 
Für Weikersheim wird laut Regionalplan eine Belegungsdichte von 1,9 ausgewiesen. Aufgrund des Plan-
ansatzes mit einer verdichteten Bauweise mit unterschiedlichen Wohnungsgrößen wird eine geringere Be-
legungsdichte von 1,5 angenommen. Bei 10 geplanten Wohneinheiten ergibt sich eine Bruttowohndichte 
von 80 EW/ha. Die Mindestbruttowohndichte ist damit erfüllt.      
 
 
4.3 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Stadt Weikersheim 
weist das Plangebiet als Gemische Baufläche aus.  
Der Bebauungsplan ist somit aus dem Flächennut-
zungsplan entwickelt.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abbildung 4: Ausschnitt FNP Weikersheim mit Plangebiet, 
Quelle: Stadt Weikersheim   
 

Abbildung 3: Auszug Raumnutzungskarte, Quelle: WebGIS Re-
gionalverband Heilbronn-Franken 
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4.4 Bebauungsplanchronologie   

Das Plangebiet (in rot dargestellt) wird von folgenden 
Bebauungsplänen überlagert:  

 `Entlastungsstraße Nord´ 
o Allg. Wohngebiet, Mischgebiet 
o Rechtskraft: 14.3.2003 

 `Nördliches Ortsende Teil 1´ 
o Mischgebiet 
o Rechtskraft: 12.02.1988 

 `Am Friedhof und in der Aub´   
o Allgemeines Wohngebiet  
o Genehmigung: 17.10.1958 

 
Nach Süden und Osten grenzen weitere Bebauungs-
pläne, wie nebenstehend dargestellt, an das Plange-
biet an.  
 
Mit Inkrafttreten des Bebauungsplanes `Aubweg-
Mitte´ und den örtlichen Bauvorschriften werden sämt-
liche bisher geltenden Festsetzungen und Vorschriften 
innerhalb des räumlichen Geltungsbereiches ersetzt.  
 
 
 
 
 
 
 

5 Planungsrechtliche Festsetzungen 
 
5.1 Erläuterungen zur Art und zum Maß der baulichen Nutzung 

Für das Plangebiet wird keine Festsetzung zur Art der baulichen Nutzung gemäß §§ 1 bis 15 BauNVO 
getroffen. Das Gebiet befindet sich innerhalb eines bereits bebauten und städtebaulich geprägten Sied-
lungsbereiches. Die zukünftige Zulässigkeit von Vorhaben kann daher weiterhin auf Grundlage der umge-
benden Nutzungsstruktur und der Regelungen des § 34 BauGB beurteilt werden. 
Die angrenzenden Straßenräume sowie die vorhandene Nachbarbebauung prägen das Gebiet bereits in 
städtebaulicher und funktionaler Hinsicht. Die wesentlichen Rahmenbedingungen für die Entwicklung des 
Quartiers sind somit vorgegeben. Darüber hinaus werden die für die benachbarten Bereiche geltenden 
Anforderungen des Immissionsschutzes übernommen, sodass ein angemessener Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen gewährleistet ist. 
Ziel des Bebauungsplanes ist nicht die Steuerung oder Einschränkung bestimmter Nutzungsarten, sondern 
die geordnete Aktivierung und Nachverdichtung einer innerörtlichen Entwicklungsfläche. Der Schwerpunkt 
der Planung liegt daher auf gestalterischen Festsetzungen zur Einbindung neuer Bauvorhaben in die be-
stehende Siedlungsstruktur sowie auf der Sicherung eines verträglichen Orts- und Straßenbildes. 
Durch den Verzicht auf Festsetzungen zur Art der baulichen Nutzung wird eine hohe Flexibilität für die 
zukünftige Entwicklung des Gebiets erhalten, ohne dass die städtebauliche Ordnung oder die Belange der 
Nachbarschaft beeinträchtigt werden. Dies entspricht den Zielsetzungen eines Bebauungsplanes der In-
nenentwicklung, bestehende Flächenpotenziale bedarfsgerecht und nachhaltig zu nutzen. 
 
Die Festsetzung der maximal zulässigen Traufhöhe dient der eindeutigen Bestimmung der Höhenentwick-
lung und der Einbindung der Gebäude in die umgebende Wohnbebauung. Die zulässige geringfügige Ab-
weichung von der maximal zulässigen Traufhöhe ermöglicht eine Anpassung an die tatsächlichen örtlichen 
Gegebenheiten.    
 
Im gesamten Plangebiet ist eine offene Bauweise gemäß §22 BauNVO zulässig. Die höchstzulässige 
Grundflächenzahl gem. § 19 BauNVO wurde auf 0,5 festgesetzt. Damit soll das Ziel einer verdichteten 
Bebauung ermöglicht werden. 
 

Abbildung 5: Bebauungspläne im Plangebiet, Quelle: GisTBB, 
Zeichnung: Klärle GmbH 
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5.2 Überbaubare Grundstücksfläche 

Um im Plangebiet im Rahmen der Festsetzungen eine größtmögliche Flexibilität zu erhalten, wird die über-
baubare Fläche über ein großzügiges Baufensterband definiert. Die Abstände zu den Nachbargrundstü-
cken definieren sich über die Landesbauordnung (LBO).  
 
5.3 Stellplätze, Carports und Garagen   

Die Festsetzungen dienen der geordneten Unterbringung des ruhenden Verkehrs und ermöglichen eine 
flexible Grundstücksnutzung. Stellplätze und Carports sind daher innerhalb und außerhalb der überbauba-
ren Grundstücksflächen zulässig. 
Garagen werden aus städtebaulichen Gründen auf die festgesetzten Garagenfenster und die überbauba-
ren Grundstücksflächen beschränkt. Der Mindestabstand von 5 m zwischen Garagen und öffentlichen Ver-
kehrsflächen gewährleistet ausreichende Aufstellflächen auf dem Privatgrundstück und trägt zur Verkehrs-
sicherheit bei. 
 
5.4 Grünflächen und Pflanzgebote 

Die Festsetzungen zur Begrünung der Grundstücke dienen der Sicherung eines attraktiven Ortsbildes so-
wie der ökologischen Aufwertung des Plangebietes. Durch die gärtnerische Gestaltung und Begrünung der 
nicht überbauten Grundstücksflächen werden die Auswirkungen der baulichen Verdichtung gemindert und 
die Durchgrünung des Quartieres gestärkt. 
 
Die Verwendung standortgerechter, möglichst einheimischer Gehölze fördert die Biodiversität und schafft 
Lebensräume sowie Nahrungsangebote für Insekten und Vögel. Die Pflanzung von mindestens vier Ge-
hölzen je Baugrundstück trägt zur Einbindung der Bebauung in das Ortsbild bei und verbessert das Klein-
klima. 
 
Der Ausschluss von flächenhaften Schottergärten dient dem Erhalt der Bodenfunktionen, der Versicke-
rungsfähigkeit sowie der Vermeidung zusätzlicher Aufheizungseffekte. Die zeitnahe Umsetzung und dau-
erhafte Pflege der Begrünungsmaßnahmen stellen die langfristige Wirksamkeit der Festsetzungen sicher. 
 
Die Festsetzung von Zisternen dient dem ökologischen Regenwassermanagement. Zum einen dienen 
diese dem Schutz vor Hochwasser (Entlastung der Kanalisation bei Starkregenereignissen). Zum anderen 
werden durch die Nutzung von Regenwasser zur Bewässerung wertvolle Trinkwasserressourcen geschont. 
Zisternen mit Drosselung oder Versickerungseinrichtung fördern zudem den natürlichen Wasserkreislauf.  
 

6 Örtliche Bauvorschriften  
Die festgelegten grundsätzlichen Vorgaben zur Gestaltung dienen dem Ziel, das Ortsbild durch die Bebau-
ung nicht wesentlich zu beeinträchtigen.  
 
Anlagen zur Erzeugung und Nutzung erneuerbarer Energien werden zur Förderung einer nachhaltigen und 
klimafreundlichen Energieversorgung allgemein zugelassen.  
 
Zur Minimierung der Oberflächenversiegelung sind Stellplätze sowie Zufahrten zu Stellplätzen, Garagen 
und Nebengebäuden aus versickerungsfähigen Materialien herzustellen und möglichst in die angrenzen-
den, privaten Grünflächen zu entwässern. Das Ableiten auf die öffentliche Verkehrsfläche ist nicht erlaubt. 
 
Die Erhöhung der Stellplatzverpflichtung auf 1,5 Stellplätze für Wohneinheiten ab 40 m2 Wohnfläche orien-
tiert sich an dem üblichen Kfz-Bedarf in ländlich geprägten Siedlungen. Diese weitergehende Verpflichtung 
über die LBO hinaus ist städtebaulich erforderlich und soll dafür sorgen, dass keine Behinderungen in Folge 
parkender Fahrzeuge auf den Straßen und Zufahrten entstehen. Die Stellplätze müssen unabhängig von-
einander nutzbar sein.  
 
Einfriedungen der Flurstücke entlang von öffentlichen Verkehrsflächen sind nur bis max. 1,20 m Höhe über 
der angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche zulässig.  
 
Entlang der Johannes-Kepler-Allee sind Lärmschutzwände mit einer Höhe von 3,30 m zulässig. Die Höhe 
ist aus dem bestehenden Bebauungsplan `Entlastungsstraße Nord´ übernommen. Von dieser Höhe kann 
in Abhängigkeit zu den bestehenden Lärmschutzwänden um + 0,5 m abgewichen werden. Die Ausführung 
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der Lärmschutzwände hat sich an die Gestaltung der bestehenden Lärmschutzwände in der Johannes-
Kepler-Allee anzupassen.     
 
Mit den Festsetzungen zu Dachform und Dachneigung werden die bestehenden Dachformen der südlichen 
Nachbarbebauung aufgenommen. Durch die Anpassung entsteht eine harmonische und ortsverträgliche 
Gestaltung neuer Gebäude.      
 
In Anpassung an die vorhandene Bebauung sind nur die Dachfarben rot, rotbraun, grau und anthrazit zu-
lässig. Bei der Dacheindeckung dürfen keine reflektierenden und spiegelnden Materialien sowie Farben 
verwendet werden. Metalleindeckungen sind nur beschichtet zulässig und dienen so dem Schutz vor 
Schadstoffeinträgen in Boden und Gewässer.    
Die Festsetzungen zu Farb- und Materialwahl bei der Fassadengestaltung dienen einer ruhigen, hochwer-
tigen und ortsbildverträglichen Gestaltung der Gebäude. Ortsübliche Materialien und gedeckte Farben för-
dern die Einbindung der Baukörper in die umgebende Landschaft. Der Ausschluss von spiegelnden, stark 
reflektierenden oder auffälligen Fassadengestaltungen vermeidet Beeinträchtigungen des Ortsbildes und 
reduziert das Kollisionsrisiko für Vögel.  
Flachdächer von Nebengebäuden sind ab einer Fläche von 20 m2, soweit es sich nicht um Terrassen han-
delt, vollständig zu begrünen oder mit Solarmodulen zu belegen. Eine Kombination der Dachbegrünung 
mit aufgeständerten Solaranlagen ist zulässig. Dach- und Fassadenbegrünungen leisten einen Beitrag zum 
Klima- und Artenschutz.  
 
Werbeanlagen sind nur am Ort der Leistung bis max. 1 m2 Größe zulässig. Die Beleuchtung der Werbean-
lage ist unzulässig. Fremdwerbeanlagen sind im Plangebiet unzulässig.  
Die Festsetzung dient dem Schutz des Orts- und Straßenbildes sowie der Wahrung der städtebaulichen 
Qualität des Wohnumfeldes. Werbeanlagen für nicht im Plangebiet ansässige Betriebe stehen regelmäßig 
in keinem funktionalen Zusammenhang mit den dortigen Nutzungen und können zu einer Beeinträchtigung 
des Erscheinungsbildes führen. 
Darüber hinaus sollen mögliche Störungen der benachbarten Wohnnutzung durch optische Reize, Be-
leuchtung oder eine erhöhte Werbewirkung vermieden werden. Die Festsetzung trägt somit sowohl zur 
Einbindung der Bebauung in die bestehende Nachbarschaft als auch zum Schutz der Wohn- und Aufent-
haltsqualität im Quartier bei. 
 
 

7 Erschließung 
Die Erschließung der westlichen Parzellen erfolgt über den Aubweg jeweils von Süden und Norden. Die 
östlichen Parzellen werden über den Alemannenweg, der parallel zur Johannes-Kepler-Allee verläuft, er-
schlossen. Ein Lückenschluss im Aubweg erfolgt nicht, da die Bestandssituation handhabbar ist. Es besteht 
somit kein Erfordernis und die nachbarschaftlichen Belange sind berücksichtigt.   
 
Die versorgungstechnische Infrastruktur (Wasser, Abwasser, Gas) liegt in den angrenzenden Straßenzü-
gen direkt angrenzend vor. 
 

8 Schutzgebiete 
Im Plangebiet und angrenzend befinden sich keine Schutzgebiete und keine Flächen des Biotopverbundes.  
 

9 Artenschutz  
Bei der notwendigen artenschutzrechtlichen Prüfung nach § 44 und 45 BNatSchG wurden für das Plange-
biet mögliche Beeinträchtigungen oder Störungen überprüft. Folgende Vermeidungs- und Minimierungs-
maßnahmen wurden durch die Potentialanalyse festgelegt: 
 
V1 Zeitliche Beschränkung von Rodungen 
V2 Vergrämung von Reptilien 
V3 Vogelfreundliche Gebäudeplanung 
V4  Beleuchtung 
V5 Freiflächengestaltung 
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Für die Arten des Anhangs IV der FFH- Richtlinie sowie europäische Vogelarten gem. Art.1 der Vogel-
schutzrichtlinie kann unter Beachtung der konfliktvermeidenden Maßnahmen eine Erfüllung der Verbots-
tatbestände des § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG ausgeschlossen werden.  
 

10 Immissionsschutz  
Im überlagernden Bebauungsplan `Entlastungsstraße Nord´ sind im Plangebiet östlich entlang der Johan-
nes-Kepler-Allee aktive Schallschutzmaßnahmen festgesetzt, die sich nach Süden – außerhalb des Plan-
gebietes - fortsetzen. Nach Norden sind außerhalb des Plangebietes keine aktiven Schallschutzmaßnah-
men festgesetzt. Im Detail ist ein Lärmschutzwall mit einer Höhe von 3,30 m festgesetzt (Bezug Höhenni-
veau der Straße), der sich 0,9 m hinter dem Gehweg befindet.   
Diese aktiven Lärmschutzmaßnahmen zielen auf eine Schutzwirkung für das Erdgeschoss und die unge-
störte Nutzung des Außenwohnbereiches. Die darüber liegenden Etagen mit schutzbedürftigen Räumen 
sind laut Bebauungsplan mit passiven Lärmschutzmaßnahmen zu schützen. Dazu zählen: schalltechnisch 
günstige Gebäudeanordnung sowie Grundrissorientierung und Lage der Außenwohnbereiche sowie schall-
gedämmte Außenbauteile.   
 
Im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens zum BP `Bismarck-Quartier´ (Rechtskraft: wurde eine Geräu-
schimmissionsprognose (rw bauphysik, 23.05.2025) erstellt. Das Plangebiet `Bismarck-Quartier´ befindet 
sich in unmittelbarer südlicher Nähe zum Plangebiet `Aubweg-Mitte´ – am Knoten Bismarckstraße, Johan-
nes-Kepler-Allee und der Landesstraße L 1001.  
Die Untersuchungsergebnisse lassen sich wie folgt zusammenfassen:  
„Durch den Verkehrslärm werden sowohl die schalltechnischen Orientierungswerte der DIN 18005 [2] als 
auch die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV [6] im gesamten Untersuchungsgebiet überschritten. 
Auch die nach dem Kooperationserlass Lärmaktionsplanung [14] als gesundheitskritisch geltenden Pegel 
von 65 dB(A) tags und 55 dB(A) nachts werden auf den straßennahen Flächen des Gebiets überschritten. 
Die als gesundheitsgefährdend geltenden Pegel von 70 dB(A) tags und 60 dB(A), die die absolute Schwelle 
der Zumutbarkeit darstellen, werden im Westen des Plangebiets tags erreicht und nachts überschritten. Im 
Tagzeitraum werden die gesundheitsgefährdenden Pegel an der Baugrenze nicht erreicht, nachts werden 
diese um bis zu 1 dB überschritten.  
 
Aufgrund der hohen Verkehrslärmbelastung sind geeignete Schallschutzvorkehrungen erforderlich, um ge-
sunde Wohnverhältnisse zu schaffen. Art und Umfang der Schutzmaßnahmen sind im Rahmen des Be-
bauungsplanverfahrens abzuwägen. (…)“ 
 
Aufgrund der bestehenden Festsetzungen im BP ̀ Entlastungsstraße Nord´ und der in 2025 durchgeführten 
Geräuschimmissionsprognose für den BP `Bismarck-Quartier´ werden aktive und passive immissions-
schutzrechtliche Regelungen in die planungsrechtlichen Festsetzungen übernommen und damit der glei-
che Schutzgrad wie für die vorhandene Nachbarbebauung erzielt.  
 

11 Umweltbelange 
11.1 Schutzgut Landschaftsbild  

Das Plangebiet befindet sich nördlich des Stadtkerns von Weikersheim und inmitten der bebauten Sied-
lungsfläche. Es grenzen Wohnhäuser an. Das Plangebiet besteht aus einer landwirtschaftlichen Nutzfläche 
sowie Gartennutzung mit Gehölzbestand.    
Nach Norden und Süden befinden sich Ein- und Mehrfamilienhäuser, im Osten verläuft die Johannes-
Kepler-Allee mit angrenzenden Einfamilienhäusern und dem Seniorenheim. Nach Westen befindet sich 
eine Wiese.   
 
Durch die bauliche Überprägung verändert sich das Landschaftsbild der Planfläche, passt sich aber der 
angrenzenden Umgebungsbebauung an. Die Art und das Maß der baulichen Nutzung, die Begrenzung der 
maximalen Höhe der baulichen Anlagen sowie die gestalterischen Festsetzungen bewirken ein verträgli-
ches Bauen zur Einbindung in die Gesamtstrukturen und bestätigen das Bild einer verdichteten Bauweise 
im Ortskern von Weikersheim.  
 
11.2 Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt  

Für die Arten des Anhangs IV der FFH- Richtlinie sowie europäische Vogelarten gem. Art.1 der Vogel-
schutzrichtlinie kann unter Beachtung der konfliktvermeidenden Maßnahmen eine Erfüllung der 
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Verbotstatbestände des § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG ausgeschlossen werden. Die baubedingten 
und anlagenbedingten Wirkfaktoren und Wirkprozesse werden aufgrund der kleinräumigen Inanspruch-
nahme von Flächen unter Berücksichtigung der Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen als unerheb-
lich eingestuft.  
Für Details wird auf die Potentialanalyse mit Stand vom 23.07.2026 verwiesen.  
 
11.3 Schutzgut Fläche  

Im Bereich der Gebäude hat die Planung durch die Vollversiegelung negative Auswirkungen auf das 
Schutzgut Fläche. Auf Teilflächen, wie z.B. Stellplätzen und Zufahrten, sind versickerungsfähige Materia-
lien anzuwenden, sodass hier lediglich eine Teilversiegelung vorherrschen wird. Durch die Baufeldbegren-
zung sowie die nicht überbaubaren Grundstücksflächen wird der Eingriff in das Schutzgut gemindert. Die 
Umweltauswirkungen sind von geringer Erheblichkeit. Bei dem Vorhaben handelt es sich um einen Innen-
entwicklungsmaßnahme, es werden Flächen im Außenbereich geschützt.  
 
11.4 Schutzgut Boden 

Die Schutzbedürftigkeit des Bodens wird durch die Planung verletzt. Es tritt ein Bodenverlust durch Versie-
gelung und Bebauung ein. Der Boden kann seinen ursprünglichen Funktionen nicht mehr in bisherigem 
Umfang nachkommen. Ständig begrünte Flächen erhöhen die Leistungsfähigkeit der Filter- und Pufferfunk-
tion. Insgesamt ist eine mittlere Erheblichkeit für das Schutzgut Boden für diese Innenentwicklungsmaß-
nahme festzustellen.  
 
11.5 Schutzgut Wasser  

Das Plangebiet liegt nicht in einem festgesetzten Wasser- oder Quellschutzgebiet. Offene Gewässer sind 
ebenfalls nicht betroffen. Die Tauber als Gewässer I. Ordnung fließt ca. 260 m westlich des Plangebietes. 
Der Vorbach als Gewässer II. Ordnung von wasserwirtschaftlicher Bedeutung liegt südlich in 390 – 470 m 
Entfernung. Beide Gewässer sind vom Biotopverbund Gewässerlandschaften umgeben. Dieser berührt 
das Plangebiet jedoch nicht.   
Auf den versiegelten Flächen können die natürlichen Wasserhaushaltsfunktionen nicht mehr erfüllt werden. 
Außerdem wird hier der Oberflächenabfluss vermehrt und beschleunigt sowie das Rückhaltevolumen des 
belebten Bodens vermindert. Im Bereich der nicht überbaubaren Grundstücksflächen kann das auftreffende 
Niederschlagswasser auch weiterhin ungehindert versickern. Stellplätze und Zufahrten sind aus versicke-
rungsfähigen Materialien herzustellen. Im Hinblick auf das Schutzgut Wasser sind bau- und anlagebedingt 
geringe Umweltauswirkungen zu erwarten. 
 
11.6 Schutzgebiet Klima/Luft  

Trotz der großräumigen anthropogenen Vorprägung bewirken die geplante Bebauung und Versiegelung 
des Planungsgebietes eine geringfügige Verschlechterung des Mikroklimas. Der Eingriff in das Schutzgut 
Klima wird durch die Festsetzung der maximalen Höhenentwicklung und die festgesetzten Grünmaßnah-
men minimiert. Erneuerbare Energien sind im Plangebiet zulässig und erwünscht, sodass auch hier ein 
Beitrag zum Klimaschutz geleistet wird.  
 
11.7 Schutzgut Mensch 

Für die Naherholung und Aufenthaltsqualität besitzt das innerstädtische Plangebiet keine Funktion. Anlage- 
und betriebsbedingt können zusätzliche Lärm- und Lichtemissionen auftreten, allerdings handelt es sich 
um siedlungstypische Effekte wie im nachbarschaftlichen Umfeld bereits gegeben. 
Für das Schutzgut Mensch werden Schallschutzvorkehrungen entsprechend der angrenzenden Schall-
schutzvorkehrungen festgesetzt. Diese umfassen aktive Schallschutzmaßnahmen in Form von Lärm-
schutzwänden sowie passive Schallschutzmaßnahmen durch eine schalltechnisch günstige Gebäudean-
ordnung, Grundrissorientierung (Lüftung, Belichtung) und Lage der Außenwohnbereiche sowie schallge-
dämmte Außenbauteile.     
 
11.8 Schutzgut Kultur- und Sachgüter 

Das Vorhandensein von Kultur- und Sachgütern im Plangebiet ist nicht bekannt. Trotzdem muss bei allen 
Bodeneingriffen mit der Zerstörung archäologischer Funde und Befunde gerechnet werden. 
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12 Zusammenfassung  
Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes `Aubweg-Mitte´ als Bebauungsplan der Innenentwicklung nach 
§ 13a BauGB werden zwei unbebaute Grundstücke im Stadtkernnähe überplant. Das Ziel ist die Förderung 
der innerörtlichen Entwicklung mit einer zukunftsfähigen, verdichteten Planung. In diesem Rahmen werden 
die Festsetzungen an die aktuellen Rahmenbedingungen für den geplanten Neubau von Zwei- und Mehr-
familienhäusern und damit die Nachverdichtung im Gebiet angepasst.   
 
Um mögliche Umweltauswirkungen so gering wie möglich zu halten wurden Maßnahmen zur Vermeidung, 
zur Minimierung und zum Ausgleich festgesetzt. Sie umfassen u.a.  

 Festsetzungen zur Gebäudehöhe und baulichen Gestalt  
 Maßnahmen zum Lärmschutz  
  Zeitliche Beschränkung von Rodungen 
 Festsetzungen zur Vergrämung von Reptilien 
 Festsetzungen zur Beleuchtung 
 Festsetzungen von privaten Begrünungsmaßnahmen 
 

 
Zur Erreichung des genannten öffentlichen Belanges ist der Eingriff derzeit an keinem anderen Ort und in 
keinem geringeren Umfang durchführbar.  
 
 
Stadt Weikersheim, den  
 
 
  

Bürgermeister Nick Schuppert     
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Potentialanalyse BP `Aubweg-Mitte´ 

1 Einführung 
Die Stadt Weikersheim beabsichtigt die Erstellung eines Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren 
(BP der Innenentwicklung nach §13a BauGB). Das Projektgebiet liegt in der Kernstadt Weikersheim und 
umfasst eine Fläche von ca. 0,19 ha. Auf den Flurstücken 2629 und 2632/14 soll Baurecht für vier neue 
Wohnbauflächen geschaffen werden.  
 
Zur Überprüfung artenschutzrechtlicher Belange wurden in Außendiensten Erhebungen durchgeführt. Die 
vorliegende Potenzialanalyse beinhaltet: 
 Ermittlung und Darstellung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 in Ver-

bindung mit Abs. 5 BNatSchG hinsichtlich der gemeinschaftlich geschützten Arten (alle europäischen 
Vogelarten, Arten des Anhangs IV FFH-Richtlinie), die durch das Vorhaben erfüllt werden können. 

 Prüfung der naturschutzfachlichen Voraussetzungen für eine Ausnahme von Verboten gem.  
§ 45 Abs. 7 BNatSchG und gegebenenfalls deren Darstellung. 

 
Für besonders oder streng geschützte Arten, die nicht in Anhang IV FFH-RL aufgeführt sind und nicht zu 
den europäischen Vogelarten zählen, ist derzeit gem. § 44 (5) S. 5 BNatSchG keine artenschutzrechtliche 
Prüfung erforderlich. Ebenso sind Arten des Anhanges II der FFH-RL nicht Gegenstand der artenschutz-
rechtlichen Prüfung. 
 
 

 
Luftbild Vorhabensgebiet; Die Nummerierung entspricht der nachfolgenden Fotodokumentation 
Kartengrundlage LUBW 2025 
 
Das Plangebiet wird großteils als landwirtschaftliche Fläche genutzt (Flurstück 2629). Aktuell ist eine Lu-
zerne-Klee-Gras-Mischung bzw. Blühstreifen eingesät (Luzerne, Rotklee, diverse Grasarten, Wiesen-
storchschnabel, Wegwarte, Krauser Ampfer, Wegerich-Arten, Topinambur). 
 
Das Flurstück 2632/14 wird aktuell als Garten genutzt. Im südlichen und östlichen Bereich ist der Garten 
durch zwei Hecken begrenzt, die teilweise auch heimische Gehölze aufweisen (Berg-Ahorn, Feld-Ahorn, 
Vogel-Kirsche, Apfel, Nordmann-Tanne, Thuja, Bluthartriegel, Pfaffenhütchen, Hasel, Liguster, Mahonie, 
Flieder, Zierquitte, Kirschlorbeer).  
Entlang der Straße sind zwei schmalblättrige Eschen sowie teilweise eine Lärmschutzwand vorhanden. 
Aktuell sind keine Nester von Gebüsch- und Baumfreibrütern vorhanden. 
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1) Blick vom südlichen Aubweg auf das Plangebiet 
© Klärle GmbH 23.9.2025 

2) Plangebiet 
© Klärle GmbH 23.9.2025 

3) Lärmschutz und Eschen an der Johannes-Kepler-Allee © 
Klärle GmbH 23.9.2025 

4) Plangebiet © Klärle GmbH 23.9.2025 

5) Garten, angrenzend © Klärle GmbH 23.9.2025 6) Plangebiet Garten © Klärle GmbH 23.9.2025 
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Durch die innerörtliche Lage sind keine kartierten Biotope oder Biotopverbundflächen betroffen. 
 
 
 

2 Betroffenheit der Arten 
Es sind sowohl die Vorgaben des BNatSchG, als auch der FFH-Richtlinie (RL 92/43/EWG) sowie länder-
eigene Vorschriften zu Schutzgebieten und geschützten Teilen von Natur und Landschaft sowie Tier- und 
Pflanzenarten zu beachten. Hierzu zählen u.a. Verbote zur Beeinträchtigung von Arten sowie zur Beschä-
digung oder Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten. 
Nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ist es verboten: 
 wild lebenden Tieren der besonders geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen 

oder zu töten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu 
zerstören 

 wild lebende Tiere der streng geschützten Arten und der europäischen Vogelarten während der Fort-
pflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu stören; eine 
erhebliche Störung liegt vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Popu-
lation einer Art verschlechtert, 

 Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere der besonders geschützten Arten aus der 
Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören, 

 wild lebende Pflanzen der besonders geschützten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur 
zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören 

Nach § 44 Abs. 5 Nr. 3 BNatSchG liegt ein Verstoß gegen das Verbot des § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG 
nicht vor, wenn die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- 
und Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiterhin erfüllt wird. 
 
Im Folgenden werden relevante Tier- und Pflanzenarten des Anhangs IV FFH-Richtlinie sowie europäische 
Vogelarten aufgeführt, welche durch das Vorhaben beeinträchtigt werden können. 
Um erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft und die im § 44 BNatSchG aufgeführten 
Verbotstatbestände zu vermeiden oder zu vermindern werden Maßnahmen vorgeschlagen, welche im an-
schließenden Teil erläutert werden. 
  

7) Hecke © Klärle GmbH 23.9.2025 8) Plangebiet   © Klärle GmbH 23.9.2025 
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Artgruppe Vorkommen 

Pflanzen Europäischer Frauenschuh (Cypripedum calceolus): 
Es befindet sich kein geeigneter Lebensraum im Untersuchungsraum. Ein Vorkommen kann aus-
geschlossen werden. 

Säugetiere 
(ohne 
Fledermäuse) 

Haselmaus (Muscardinus avellanarius): 
Es befinden sich geeignete Gehölze im Untersuchungsraum. Ein Vorkommen ist aufgrund der in-
nerörtlichen Lage wenig wahrscheinlich, ist aber nicht gänzlich auszuschließen. Es sind Vermei-
dungsmaßnahmen umzusetzen. 
 
Vermeidungs- / Minimierungsmaßnahmen 

 Zeitliche Beschränkung von Rodungen 
 Freiflächengestaltung 

 
Biber (Castor fiber): 
Es befinden sich keine geeigneten Gewässer im Untersuchungsraum. Ein Vorkommen kann aus-
geschlossen werden. 

Fledermäuse Diverse Fledermausarten: 
Die Gehölze im Plangebiet bieten kein Quartier für baumhöhlen- oder spaltenbewohnende Arten.  
Das Plangebiet kann ein innerörtliches Jagdrevier von Fledermausarten sein. Aufgrund der umlie-
genden Gärten wird das Plangebiet nicht als essentielles Nahrungshabitat eingestuft. 
Fledermäuse reagieren empfindlich auf Lichteinwirkung, besonders an Quartieren. 
 
Vermeidungs- / Minimierungsmaßnahmen 

 Freiflächengestaltung 
 Beschränkung der Beleuchtung 

Reptilien 
 

Schlingnatter (Coronella austriaca): 
Es befindet sich kein geeigneter Lebensraum im Untersuchungsraum. Ein Vorkommen kann aus-
geschlossen werden. 
Zauneidechse (Lacerta agilis): 
Ein Vorkommen im Bereich des Gartens ist möglich. 
 
Vermeidungs- / Minimierungsmaßnahmen 

 Vergrämung 
 Freiflächengestaltung 

Amphibien Diverse Amphibienarten: 
Es befindet sich kein geeigneter Lebensraum im Untersuchungsraum. Ein Vorkommen kann aus-
geschlossen werden. 

Fische In Baden-Württemberg sind keine Fische und Rundmäuler des FFH-Anhangs IV verbreitet. 

Schmetterlinge Diverse Schmetterlingsarten: 
Die innerörtliche Fläche bietet kein Habitat für streng geschützte Arten. 

Käfer Eremit (Osmoderma eremita) 
Ein Vorkommen kann aufgrund fehlender Habitatbäume ausgeschlossen werden. 

Libellen Grüne Flussjungfer (Ophiogomphus cecilia): 
Es befindet sich kein geeigneter Lebensraum im Untersuchungsraum. Ein Vorkommen kann aus-
geschlossen werden. 

Mollusken Bachmuschel (Unio crassus): 
Es befindet sich kein geeigneter Lebensraum im Untersuchungsraum. Ein Vorkommen kann aus-
geschlossen werden. 

Vögel Der Untersuchungsraum bietet vor allem Gebüschbrütern einen Lebensraum. Zudem kann er als 
Nahrungshabitat für insekten- und körnerfressende Arten dienen. Aufgrund der umliegenden Flä-
chennutzung wird das Plangebiet nicht als essentielles Nahrungshabitat eingestuft. 
 
Vermeidungs- / Minimierungsmaßnahmen 

 Zeitliche Beschränkung von Rodungen 
 Vogelfreundliche Gebäudeplanung 
 Insektenfreundliche Beleuchtung 
 Freiflächengestaltung 
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3 Vermeidungsmaßnahmen und Hinweise 

3.1 Vermeidungsmaßnahmen 
V1 Zeitliche Beschränkung von Rodungen 
Gehölzfällungen sind nur im Zeitraum vom 1. Oktober bis 28. Februar zulässig. Die Rodung der Wurzel-
stöcke erfolgt zum Schutz potentiell überwinternder Haselmäuse dann im Frühjahr ab April.  
 
V2 Vergrämung Reptilien 
Als Vergrämungsmaßnahme für Reptilien werden vor Beginn der Baumaßnahme Totholz, Steine und Ge-
hölze beseitigt (Zeitraum 1.Oktober bis 28. Februar), um den Lebensraum unattraktiv zu gestalten und eine 
Zuwanderung oder Eiablage zu verhindern. Wurzelstöcke werden dabei bis zum Ende der Winterruhe 
(Mitte April) im Boden belassen. Die Eingriffsfläche wird dauerhaft kurz gemäht, um den potentiellen Le-
bensraum unattraktiv für Reptilien zu gestalten. 
Um das Tötungsrisiko für Reptilien zu minimieren, beginnen die Erdarbeiten im Zeitraum April bis 
Mitte/Ende Mai (bei Temperaturen über 5°C) bzw. August bis Mitte/Ende September.  

 
V3 Vogelfreundliche Gebäudeplanung 
Durchsichten und Spiegelwirkungen von Glasscheiben sind zu reduzieren. Transparente Eckbereiche sind 
zu vermeiden. Der Einsatz strukturierter Gläser oder von geeigneten Markierungen reduziert das Kollisi-
onsrisiko. (Hinweis: Maßnahmen sind gemäß der österreichischen DIN ONR 191040 oder Broschüre „Vo-
gelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ (Schmid et al. 2022)). 
 
V4 Beleuchtung 
Es ist eine insektenfreundliche Beleuchtung zu verwenden (warmweiße LED- Leuchten mit geschlossenem 
Lampengehäuse, Leuchtmittel bis 3.000 Lux). Bei der Außenbeleuchtung ist eine horizontale und nach 
oben gerichtete Abstrahlung unzulässig.  
 
V5 Freiflächengestaltung 
Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind, soweit sie nicht für eine andere zulässige Nutzung benötigt 
werden, als Grünflächen mit offenem oder bewachsenem Boden anzulegen, gärtnerisch zu gestalten und 
dauerhaft zu pflegen. Es sind standortgerechte, möglichst einheimische und teilweise beerentragende 
Pflanzen zu verwenden. 
Flächenhafte Schottergärten sowie die Überdeckung unbebauter Flächen mit Kies, Split, Schotter oder 
vergleichbaren anorganischen Materialien sind unzulässig. Wasserundurchlässige oder nicht durchwurzel-
bare Materialien (z. B. Folien oder Vlies) dürfen ausschließlich für die Anlage von Gartenteichen verwendet 
werden. 
 
Je Baugrundstück sind mindestens vier Gehölze neu zu pflanzen. Abgängige Bäume und Sträucher sind 
gleichwertig zu ersetzen. 
 
Sämtliche festgesetzten Begrünungsmaßnahmen sind spätestens innerhalb eines Jahres nach Bezugsfer-
tigkeit des Bauvorhabens umzusetzen und dauerhaft fachgerecht zu unterhalten. 
 
Zur Vermeidung einer Fragmentierung von Kleinsäugerhabitaten soll die Umzäunung sockellos erfolgen 
und eine Bodenfreiheit von mindestens 20 cm aufweisen.  
 

3.2 Hinweise 
 Es wird darauf hingewiesen, dass Fassaden- und Dachbegrünungen einen Lebensraum für zahl-

reiche Insekten bieten und darüber hinaus zu einem angenehmes Kleinklima beitragen. 
 Falleneffekte, insbesondere für Kleintiere, sollten durch engstrebige Gullydeckel und engmaschige 

Schachtabdeckungen reduziert werden. Alternativ kann in die Schächte eine Aufstiegshilfe mon-
tiert werden, damit Tiere selber hinausklettern können (z.B. ein schmales Holzbrett). 
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